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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 76 Ausgegeben Danzig, den 13. Oktober 1923 


Inhalt. Geſetz über die Vornahme einer Volks⸗, Berufs- und 8 in der Freien Stadt Danzig 
(S. 1017). — Geſetz betreffend Erhöhung der Frachtſätze im Güter⸗ und Tierverkehr auf den Eiſenbahnen im Gebiet der 
Freien Stadt Danzig (S. 1018). — Geſetz betreffend die Abänderung des Leuchtmittelſteuergeſetzes vom 15. Juli 1909 
S. 1018). — Ger etz betreffend Abänderung des Zündwarenſteuergeſetzes vom 10. September 1919 (S. 1019). — Geſetz 
betreffend Abänderung des Spielkartenſteuergeſetzes vom 10. September 1919 (S. 1019). — Verordnung über gr 
der Rechnungsgebühren des preußiſchen Gerichtskoſtengeſezes in der für Danzig geltenden Faſſung vom 27. März 1 
(S. 1019). — Verordnung zur Ausführung des Geſetzes über den Volksentſcheid (Abſtimmungsordnung) (S. 1020). — 
Verordnung über Teuerungszulagen in der Angeſtelltenverſicherung (S. 1031) — Vierte Verordnung über Gehalts⸗ 
klaſſen in der Angeſtelltenverſicherung (S. 1031). — Verordnung über Verſicherungspflicht in der Angeſtelltenverſicherung 
(S. 1032). — Verordnung zur Aenderung der Poſtſcheckordnung (S. 1032). — Verordnung zur Aenderung der 
Poſtordnung (S. 1033). — Zweite Verordnung zur Entlaſtung der Gerichte (S. 1034). — Verordnung betreffend 
Erhöhung der Erwerbsloſen⸗Unterſtützung (S. 1035). — Verordnung betreffend Feſtſetzung der Schlüſſelzahl für den 
Telegraphen- und Fernſprechverkehr (S. 1035). A 


471 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
RE Geſetz 
über die Vornahme einer Volks-, Berufs⸗ und Betriebszählung in der Freien Stadt Danzig. 
Vom 9. 10. 23. 


BT; 
Im Jahre 1923 findet im Gebiet der Freien Stadt Danzig eine Volkszählung in Verbindung 
mit einer Berufs- und Betriebszählung ſtatt. 


Die Durchführung der Zählung erfolgt durch das Statiſtiſche Amt der Freien Stadt Danzig. 
Die Gemeinden und Gemeindeverbände werden dazu herangezogen. 


8 3. 


Die vorzulegenden Fragen dürfen ſich beziehen auf den Perfonen- und Familienſtand, die Res 


ligion, die Staatsangehörigkeit und die Familienſprache, die Berufsverhältniſſe, den Umfang und die 

Art der gewerblichen und landwirtſchaftlichen Betriebe und ſonſtige für die wiſſenſchaftliche Beurteilung 

des Bevölkerungsſtandes und der wirtſchaftlichen Entwicklung der Freien Stadt Danzig wichtige Angaben. 
8 4. 

Der Senat beſtimmt den Tag der ſtatiſtiſchen Aufnahmen und erläßt die zur Ausführung dieſes 
Geſetzes nötigen Anordnungen. 

8 5. 

Soweit durch das von den Gemeinden und Gemeindeverbänden benötigte Perſonal Koſten ver⸗ 
urſacht werden, trägt dieſe die betr. Gemeinde bezw. der Gemeindeverband. Im Übrigen entſtehende 
Koften werden vom Staat zu / und von den Gemeinden zu ¼ getragen. Für die Verteilung des 
auf die Gemeinden entfallenden Fünſtel iſt die neufeſtgeſtellte Einwohnerzahl maßgebend. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 21. 10. 1923). 
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86. 

Wer die auf Grund dieſes Geſetzes an ihn gerichteten Fragen wiſſentlich wahrheitswidrig beantwortet 
oder diejenigen Angaben zu machen verweigert, welche ihm nach dieſem Geſetz und der zur Ausführung 
desſelben erlaſſenen Vorſchriften obliegen, wird mit Geldſtrafe bis zu 30 Goldmark beſtraft, wobei für 
das Verhältnis zwiſchen Papiermark und Goldmark die vom Senat gemäß 8 3 des Geſetzes über die 
Erhebung von öffentlichen Abgaben auf gleitender Grundlage vom 22. Mai 1923 (Geſetzbl. S. 608) 
getroffene Feſtſtellung . ift. 87 


Dieſes Geſetz tritt mit der Veröffentlichung in Kraft. 


Danzig, den 9. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


: 472 pes, und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
Arche Erhöhung der Frachtſätze im Güter und Tierverkehr auf den Eiſenbahnen 
im Gebiet der Freien Stadt Danzig. Vom 3. 10. 1923. 
Artikel J. 


Der Senat wird ern nächtigt, den durch die Geldentwertung notwendig werdenden Erhöhungen 
der auf den Eiſenbahnen im Gebiet der Freien Stadt Danzig geltenden Frachtſätze des Güter- und 


1 zuzuſtimmen. 
iy Artikel IL 


Dieſes Geſetz tritt am Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 3. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Runge. 


473 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 

1 0 die Abänderung des Leuchtmittelſteuergeſetzes vom 15. Juli 1909. Vom 10. 10. 1923. 
1 Artikel 1. 


1. Die im § 2 enthaltenen Beträge find nur zur Hälfte, aber in Goldmark und Goldpfennig zu 
erheben. 
2. Am Schluß des § 2 ift Folgendes hinzuzufügen: 
„Ein Goldpfennig iſt der 420. Teil eines amerikanischen Dollars. Maßgebend für die 
Berechnung des Steuerbetrages ift der amtliche Dollar⸗Kurs der Danziger Börſe an dem 
der Verſteuerung vorhergehenden Wochentage. Kommt an dieſem Tage eine amtliche 
Notierung nicht zuſtande, ſo iſt der letzte BER Kurs maßgebend.“ 


Danzig, den 10. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Sin 
Sahm. Dr. Volkmann. 
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474 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
un Geſetz 
betreffend Abänderung des Zündwarenſtenergeſetzes vom 10. September 1919. Vom 10, 10. 1923. 
Artikel J. 


Die im Geſetz enthaltenen Steuerbeträge find nur zur Hälfte, aber in Goldmark bezw. Gold- 
pfennigen zu erheben. 

Ein Goldpfennig iſt der 420. Teil eines amerikaniſchen Dollars. Maßgebend für die Berechnung 
des Steuerbetrages iſt der amtliche Dollarkurs der Danziger Börſe an dem der Verſteuerung vorhergehenden 
Wochentage. Kommt an dieſem Tage eine amtliche Notierung nicht zuſtande, ſo iſt der letzte amtliche 
Kurs maßgebend. 

Danzig, den 10. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


| Sahm. Dr. Volkmann. 
475 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 


betreffend Abänderung des Spielkartenſteuergeſetzes vom 10. September 1919 (Reichsgeſetzblatt 
Seite 1643 und 1706). Vom 10. 10. 1923. 
Artikel J. 

Im 8 1 Abſ. 2 find anſtelle der Worte „zwei Mark“ ½ Goldmark“ zu ſetzen. 

Dem $ 1 iſt folgender Abſatz hinzuzufügen: 

Ein Goldpfennig iſt der 420. Teil eines amerikaniſchen Dollars. Maßgebend für die Berechnung 
des Steuerbetrags iſt der amtliche Dollarkurs der Danziger Börſe an dem der Verſteuerung vorhergehenden 
Wochentage. Kommt an dieſem Tage eine amtliche Notierung nicht zuſtande, ſo iſt der letzte amtliche 
Kurs maßgebend. 

Danzig, den 10. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
| Sahm. Dr. Volkmann. 


476 Verordnung e 
über Erhöhung der Rechnungsgebühren des preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig 
geltenden Faſſung vom 27. März 1923 (Geſetzbl. S. 392). Vom 8. 10. 1923. 
8 8 1. | 
Unter Aufhebung des $2 der Verordnung vom 9. Auguſt 1923 wird auf Grund der Ermächtigung 


in 8 110 Abſ. 1, § 114 Abſ. 1 des preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden e 


Faſſung vom 27. März 1923 folgendes beſtimmt: 
Die Rechnungsgebühren betragen bei einem Werte des Gegenſtandes bis: 
10 Millionen Mark einſchließlich: 120 000 Mark, 
von mehr als 10 Millionen bis 50 Millionen Mark einſchließlich: 240 000 Mark 
von mehr als 50 Millionen Mark: 360 000 Mark 
für die Stunde. 


’ 


g 2. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1923 in Kraft. 
Danzig, den 8. Oktober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 
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477 Verordnung 
zur Ausführung des Geſetzes über den Volksentſcheid (Abſtimmungs ordnung). Vom 5. 10. 1923. 


Auf Grund des 8 36 des Geſetzes über den Volksentſcheid vom 6. März 1923 (Geſetzbl. S. 335) 
wird folgende Verordnung erlaſſen: ] 


Abitimmungsprdnung. 
I. Verfahren auf Zulaſſung von Begehren nach 8 1 Nr. 2 des Geſetzes 
über den Volksentſcheid. 


S-E; 
Wird ein Zulaſſungsantrag nach $ 4 des Geſetzes über den Volksentſcheid geſtellt, fo find die 
Unterſchriften in Unterſchriftsbogen in Größenform 21:33 Zentimeter nach dem in der Anlage 1 Deis 
gefügten Vordruck abzugeben. 9 2 


Jeder Unterſchriftsbogen hat im Kopfe den Zulaſſungsantrag zu enthalten. Wird die Zulaſſung 
eines Volksbegehrens beantragt, ſo iſt dem Antrag der ausgearbeitete Geſetzentwurf beizufügen. 

Mehrere Unterſchriftsbogen können zu einem Unterſchriftshefte zuſammengeheftet werden. Als⸗ 
dann genügt es, wenn nur der Titelbogen den Zulaſſungsantrag enthält. 

§ 8. 

Die Unterzeichner des Zulaſſungsantrages Haben ſich in die Unterſchriftsbogen forgfältig und 
leſerlich einzutragen. Die Unterſchriften ſind innerhalb eines Unterſchriftsbogens oder eines Unterſchrifts⸗ 
hefts fortlaufend zu numerieren. Auf einer Seite des Unterſchriftsblatts ſollen nicht mehr als 20 Unter⸗ 
ſchriften ſtehen. Die Seiten eines Unterſchriftsheftes find in der oberen Ecke des Schnittrandes fort- 
laufend zu numerieren. 9 4 - 


Die Unterzeichner des Zulaſſungsantrags haben ihr Stimmrecht durch eine Beſtätigung der 
Gemeindebehörde nachzuweiſen. Die Beſtätigung iſt in der Regel auf dem Unterſchriftsbogen ſelbſt zu 
erteilen; ſie erfolgt auf Grund der in der Gemeinde zuletzt benutzten Stimmliſte (Wählerliſte) oder 
Stimmkartei (Wahlkartei). 

Die Gemeindebehörde hat auf etwaige bei der Sammlung der Unterſchriften vorgekommene 
Unregelmäßigkeiten, die für fie ohne weiteres erkennbar find, bei der Vorlage der Unterſchriftsbogen 
aufmerkſam zu machen. 8 5 


Unterſchriftsbogen und Unterſchriftsheſte find nach Bezirken der unteren Verwaltungsbehörden 

geordnet und fortlaufend numeriert dem Senat einzureichen. 
8 ô. 
; In jedem Zulaſſungsantrag ift ein Vertrauensmann und ein Stellvertreter zu bezeichnen, die 
zur Abgabe von Berichtigungs⸗ und Ergänzungserklärungen gegenüber dem Senat ermächtigt ſind. 
Fehlt diefe Bezeichnung, fo gilt der erſte Unterzeichner auf dem Unterſchriftsbogen oder Unterſchrifts⸗ 
hefte mit der Nummer 1 als Vertrauensmann und der zweite als fein Stellvertreter. 
II. Eintragungsverfahren. 
1. Bekanntmachung des Eintragungsverfahrens. 
7 


8 7. 

Werden Begehren nach § 1 Nr. 2 des Geſetzes über den Volksentſcheid zugelaſſen, jo werden 
ſie, falls kein Kennwort angegeben iſt, mit dem Namen des Vertrauensmanns bezeichnet und vom 
Senat ſamt der Eintragungsfriſt im Staatsanzeiger bekanntgegeben. 

2. Beſchaffung und Form der Eintragungsliſten. 
8 


Die Beſchaffung der Vordrucke für die Eintragungsliſten, der erforderlichen Anhänge oder 
Einlagebogen ſowie ihre Verſendung an die Gemeindebehörden iſt Sache der Antragſteller. Sie ſind 


nr 
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von den Antragſtellern dem Senat ſpäteſtens eine Woche vor Beginn der Eintragungsfriſt zu übergeben, 
der für ihre Verwendung an die Gemeindebehörden Sorge trägt. 
; 5 
Die Eintragungsliſten haben im Titelbogen oder im Kopfe den Abſtimmungsantrag oder den 
begehrten Geſetzentwurf in der zugelaſſenen Form und im Anſchluß daran den nötigen Raum zur 


Aufnahme der Unterſchriften der Eintragungsberechtigten zu enthalten. 
Für die Eintragungsliſten gilt der in Anlage 2 beigefügte Vordruck. 


3. Auslegung der Eintragungsliſten. 
8 10. 

Unverzüglich nach Eingang der Vordrucke hat die Gemeindebehörde in ortsüblicher Weiſe 
bekanntzugeben, wo, an welchen Tagen und zu welchen Tagesſtunden die Unterſchriften während der 
Eintragungsfriſt in die Eintragungsliſten abgegeben werden können. 

Die Eintragungstage und Eintragungsſtunden ſind ſo zu legen, daß alle Eintragungsberechtigten 
der Gemeinde die Möglichkeit haben, innerhalb der Eintragungsfriſt fih in die Liſten einzutragen. Bei 
Feſtſetzung der Eintragungstage und Eintragungsſtunden ſind die beruflichen Verhältniſſe der Ein⸗ 
wohnerſchaft tunlichſt zu berückſichtigen. Fällt in die Eintragungsfriſt ein Sonn⸗ oder öffentlicher 
Ruhetag, ſo iſt auch an dieſem Tage Gelegenheit zur Eintragung zu geben, ſoweit dafür nach den 
örtlichen Verhältniſſen ein Bedürfnis beſteht. e 


In größeren Gemeinden können zur raſchen Abwicklung des Geſchäfts beſondere Geſchäftsräume 
beſtimmt und mehrere Eintragungsliſten gleichzeitig ausgelegt werden. 
4. Zulaſſung zur Eintragung. Eintragungsſchein. 
: § 12. 
Zur Eintragung ift nur zuzulaſſen, 
a) wer in die zuletzt abgeſchloſſene Stimmliſte (Wählerliſte) oder Stimmkartei (Wahlkartei) ein- 
getragen iſt, es ſei denn, daß das Stimmrecht (Wahlrecht) inzwiſchen verlorengegangen iſt 
oder während der Eintragungsfriſt ruht, Í 
b) wer einen Eintragungsſchein hat. 
Perſonen, die wegen Erteilung eines Wahlſcheins nach § 11 der Volkstagswahlordnung in der zuletzt 
abgeſchloſſenen Wählerliſte oder Wahlkartei geſtrichen worden ſind, gelten als eingetragen. 
9 13. 
Ein Eintragungsberechtigter, der in eine Stimmliſte (Wählerliſte) oder Stimmkartei (Wahlkartei) 
eingetragen iſt, iſt auf Antrag mit einem Eintragungsſcheine zu verſehen, 


1. wenn er während der ganzen Eintragungsfriſt außerhalb des Ortes ſich aufhält, in deſſen 


Stimmliſte (Wählerliſte) oder Stimmkarkei (Wahlkartei) er eingetragen ift, 

2, wenn er infolge eines körperlichen Leidens oder Gebrechens in ſeiner Bewegungsfähigkeit 
behindert iſt und durch den Eintragungsſchein die Möglichkeit erhält, einen für ihn günſtiger 
gelegenen Eintragungsraum aufzuſuchen. 

g 14. 

Eintragungsberechtigte, deren Namen in eine Stimmliſte (Wählerliſte) oder Stimmkartei (Wahl- 

kartei) nicht eingetragen oder darin geſtrichen ſind, erhalten auf Antrag einen Eintragungsſchein, 

1. wenn ſie wegen Ruhens des Stimmrechts (Wahlrechts) nicht eingetragen oder geſtrichen waren, 
der Grund dafür aber nachträglich weggefallen iſt, 

2. wenn ſie ihren Wohnort erſt nach Ablauf der Friſt zur letzten Auslegung der Stimmliſte 
(Wählerliſte) oder Stimmkartei (Wahlkartei) in das Inland verlegt haben, 
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3. wenn fie nachweiſen, daß fie bei der letzten Auslegung der Stimmliſten (Wählerliſten) oder 
Stimmkarteien (Wahlkarteien) ohne ihr Verſchulden die Friſt zur Einlegung eines Einſpruchs 
gegen die Stimmliſte (Wählerliſte) oder Stimmkartei (Wahlkartei) verſäumt haben, 
4. wenn ſie nachweiſen, daß ſie erſt nach der zuletzt vorgenommenen Abſtimmung oder Wahl 
ſtimmberechtigt geworden ſind. 145 i 
Zuſtändig zur Ausſtellung des Eintragungsſcheins iſt die Gemeindebehörde, in deren Stimmliſte 
(Wählerlifte) oder Stimmkartei (ꝰWahlkartei) der Eintragungsberechtigte eingetragen iſt, in den Fällen, 
in denen keine Eintragung vorliegt, die Gemeindebehörde des Wohnorts des Eintragungsberechtigten. 
Der Grund zur Ausſtellung eines Eintragungsſcheins iſt auf Anfordern glaubhaft zu machen. 


Über ſeine Berechtigung zur Antragſtellung oder zur Empfangnahme des Eintragungsſcheins muß ſich 
der Antragſteller oder Empfänger gehörig ausweiſen. 


§ 16. 
Gegen die Ablehnung der Zulaſſung zur Eintragung oder gegen die Verſagung eines Ein⸗ 
tragungsſcheins iſt Einſpruch zuläſſig. Gibt die Gemeindebehörde dem Einſpruch nicht alsbald ftatt, fo 
entſcheidet ihre Aufſichtsbehörde binnen einer Woche. 


8 17. 
Eintragungsſcheine ſind bis zum Ablauf der Eintragungsfriſt auszuſtellen. Iſt der letzte Tag 


der Eintragungsfriſt ein Sonntag oder öffentlicher Ruhetag, ſo kann die Ausſtellung von Eintragungs⸗ 
ſcheinen ſchon am Tage vorher geſchloſſen werden. : 


§ 18. | 
Der Eintragungsſchein ift nach dem als Anlage 3 beigefügten Vordruck auszuſtellen. 


8 19. 

Haben Eintragungsberechtigte einen Eintragungsſchein ausgeſtellt erhalten, ſo iſt dies in der 
Stimmliſte (Wählerlifte) oder Stimmkartei (Wahlkartei) in der für den Vermerk der erfolgten Stimm⸗ 
abgabe vorgeſehenen Spalte einzutragen. s 20 l l 

Vor der Eintragung der Unterſchrift in die Eintragungsliſte ift in der zuletzt benutzten Stimm- 
liſte (Wählerliſte) oder Stimmkartei (Wahlkartei) in der für den Vermerk der erfolgten Stimmabgabe 
beſtimmten Spalte die Eintragung zu vermerken. Für jede Stimmliſte (Wählerliſte) oder Stimmkartei 
(Wahlkartei) iſt eine und dieſelbe Spalte zu verwenden. 

Inhaber von Eintragungsſcheinen übergeben ihren Eintragungsſchein. 

Die Eintragungsſcheine werden von der Gemeindebehörde geſammelt und verwahrt, bis der 

Erfolg des Volksbegehrens feſtſteht. 3 
5. Abgabe der Unterſchriften. 
8 21. 

Unterſchriften dürfen nur auf den in der Gemeindebehörde übergebenen Eintragungsliſten ab⸗ 
gegeben werden. Reicht ein Eintragungsbogen nicht aus, ſo ſind Anhänge oder Einlagebogen nad)» 
zuliefern und dem Hauptblatt anzuheften. e = 


Die Eintragungsberechtigten find anzuhalten, alle Spalten der Eintragungsliſte vollſtändig und 
leſerlich auszufüllen. Š 
§ 23. l 
Die Eintragung muß enthalten: 
1. Vor⸗ und Zuname, bei verheirateten oder verheiratet geweſenen Frauen auch den Geburtsnamen, 
2. Stand, Beruf oder Gewerbe, j 
3. Bezeichnung der Wohnung. 
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5 g - N d 8 24. d Z * een 
Erklärt ein Eintragungsberechtigter, daß er nicht ſchreiben kann, jo wird feine Unterſchrift durch 
die Feſtſtellung dieſer Erklärung erſetzt. Die Feſtſtellung iſt von dem die Erklärung entgegennehmenden 
Beamten in der Eintragungsliſte unter Angabe des Tages der Erklärungsabgabe zu beurkunden. 
§ 25. 
Handzeichen oder nicht leſerliche Unterſchriften find in der Spalte „Bemerkungen“ von dem die 
Unterſchriften entgegennehmenden Beamten zu erläutern. f | 
6. Abſchluß der Eintragungsliſten. 
§ 26. ` 
Nach Ablauf der Eintragungsfrift werden die Eintragungsliſten von den Gemeindebehörden 
unverzüglich abgeſchloſſen. : e 
Die Gemeindebehörde beurkundet, in der Eintragungsliſte hinter der letzten Unterſchrift 
1. die Zahl der Unterſchriften, ; 
2. daß die Eingetragenen am Tage der Eintragung eintragungsberechtigt waren und in der 
Gemeinde ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hatten oder Eintragungsſcheine 
übergeben haben. 
7. Ermittelung und Feſtſtellung des Eintragungsergebniſſes. 
8 27. Setzer 
Die Gemeindebehörden haben unverzüglich nach Abſchluß der Eintragungsliſten dem Abſtimmungs⸗ 
leiter anzuzeigen, wieviel Unterſchriften in der Gemeinde abgegeben worden ſind, und ihm die Eintragungs⸗ 
liſten zu überſenden. Bedenken gegen die Gültigkeit von Unterſchriften ſind dabei mitzuteilen. Sind 
keine Unterſchriften abgegeben, ſo iſt Fehlanzeige zu erſtatten. 
Auf Anordnung des Senats ſind die Sendungen von der unteren Verwaltungsbehörde geſammelt 
dem Abſtimmungsleiter zu überſenden. ERS í 
Die Sendungen folen ſpäteſtens am dritten Tage nach Ablauf der Eintragungsfriſt beim 
Abſtimmungsleiter eintreffen. 9 28 


Der Abſtimmungsausſchuß ſtellt fejt, wieviel Unterſchriften abgegeben worden find. 
Das Geſamtergebnis wird vom Abſtimmungsleiter im Staatsanzeiger veröffentlicht. Hierbei iſt 
gleichzeitig anzugeben, wie groß die Zahl der Stimmberechtigten bei der letzten Volkstagswahl der Ab- 


ſtimmung geweſen iſt. 8 20 
Für das Eintragungsverfahren gelten die Vorſchriften der 88 6 bis 7, 22 Abf. 2 entſprechend. 


III. Veröffentlichung der Abſtimmung. 
i § 30. 
Iſt eine Abſtimmung angeordnet, fo ift die im Staatsanzeiger veröffentlichte Bekanntmachung 
des Senats über den Abſtimmungstag, den Gegenſtand der Abſtimmung und den Aufdruck des Stimm⸗ 


zettels in jeder Gemeinde unverzüglich in ortsüblicher Weiſe von der Gemeindebehörde zu veröffentlichen 


und damit tunlichſt die Bekanntmachung der Gemeindebehörde über Ort und Zeit der Auslegung der 


Stimmliſten oder Stimmkarteien zu verbinden. 
Die Bekanntmachung des Senats iſt außerdem in und vor den Amtsräumen, in denen die 


Stimmliſten oder Stimmkarteien zur Einſicht ausgelegt werden, auszuhängen. 
IV. Bildung der Stimmbezirke. 
8 31. ; 
Nach Ausſchreibung einer Abſtimmung hat der Senat die Stimmbezirke abzugrenzen und die 
Abgrenzung dem Abſtimmungsleiter ($ 6) unverzüglich mitzuteilen. 5 
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Die Abgrenzung ber Stimmbezirke erfolgt nach Maßgabe des § 41 Abſ. 1 der Volkstagswahl⸗ 
ordnung vom 20. April 1923, ; ; 
V. Unterlagen für die Abſtimmung. ; 2 
1. Anlegung der Stimmliſten und Stimmkarteien. 
8 32. 

Die Gemeindebehörden haben für jeden Stimmbezirk eine Liſte der Stimmberechtigten aufzuſtellen. 

Die Aufſtellung der Stimmliſten erfolgt unter entſprechender Anwendung der 88 1—4 der 
Volkstagswahlordnung. 

Für frühere Abſtimmungen oder Wahlen aufgeftellte Liften find tunlichſt zu verwenden, wenn 
dadurch keine weſentliche Erſchwerung der Abſtimmungsvorbereitung und der Abſtimmungshandlung zu 
befürchten iſt. l 

i 2. Stimmſcheine. 
§ 33. 

Auf die Ausſtellung von Stimmſcheinen nach Maßgabe der gg 24, 25 des Geſetzes über den 
Volksentſcheid finden die Vorſchriſten der 88 5—12 der Volkstagswahlordnung entſprechende Anwendung. 
3. Auslegung und Berichtigung der Stimmliſten und Stimmkarteien. 

§ 34. 
Die Auslegung und Berichtigung der Stimmliſten oder Stimmkarteien erfolgt unter ſinngemäßer 
Anwendung der 88 13—19 der Volkstagswahlordnung. 
IV. Sonſtige Vorbereitung der Abſtimmung. 
1. Ernennung des Abſtimmungsleiters. 
8 35. ; 

Der Abſtimmungeleiter und fein Stellvertreter find unverzüglich nach Ausſchreibung der Abſtimmung 

vom Senat zu ernennen. Die Ernennung iſt öffentlich bekanntzumachen. 


2. Bildung des Abſtimmungsausſchuſſes. 
§ 36 


Auf die Bildung des Abſtimmungsausſchuſſes finden die Vorſchriſten der 88 32 Abſ. 1 und 2, 
33—35 der Volkstagswahlordnung entſprechende Anwendung. 5 


3. Bildung der Abſtimmungsvorſtände. 
8 37. 
Für jeden Stimmbezirk iſt ein Abſtimmungsvorſteher und ein Stellvertreter zu ernennen. 


Im übrigen erfolgt die Bildung der Abſtimmungsvorſtände unter ſinngemäßer Anwendung des 
§ 45 der Volkstagswahlordnung. § 38. 


Der Abſtimmungsvorſtand beſchließt mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt der 
Abſtimmungsvorſteher den Ausſchlag. 


4. Beſtimmung der Abſtimmungsräume. 

8 39. 
d Bei der Ernennung des Abſtimmungsvorſtehers und feines Stellvertreters iſt von der zuſtändigen 
Behörde zugleich der Raum zu beſtimmen, in dem die Abſtimmung vorzunehmen ift. Der 8 42 Abſ. 2 

der Volkstagswahlordnung findet entſprechende Anwendung. 
5. Herſtellung und Auslage der Stimmzettel. 

y § 40. 
Die vom Senat nach Maßgabe des 8 27 des Geſetzes über den Volksentſcheid zu liefernden 
Stimmzettel follen 9: 12 Zentimeter groß fein. Die Verwendung von Zeitungsdruckpapier iſt zuläſſig. 
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Die Stimmzettel jolen ſpäteſtens am achten Tage vor der Abſtimmung in den Händen der. Sa 
Gemeindebehörde fein. Die Gemeindebehörden behalten für die Abſtimmung ſoviel Stimmzettel zurück, SE 
als Stimmberechtigte in der Gemeinde find. Die übrigen Stimmzettel laſſen die Gemeinden nach E: 
Empfang in gemeindlichen oder ſonſtigen Amtsräumen bis am Tage vor der Abſtimmung zur Ent- Si 
nahme durch die Stimmberechtigten auflegen. s 
6. Weitere Bekanntmachung der Abſtimmung. E 

8 4. Sr. 

Die Abgrenzung der Stimmbezirke, die Ernennung des Abſtimmungsvorſtehers und feines ; 
Stellvertreters, die Beſtimmung des Abſtimmungsraumes ſowie Tag und Stunde der Abstimmung find ZC 
vor dem Abſtimmungstage von den Gemeindebehörden in ortsüblicher Weiſe bekanntzugeben. Hierbei A 
ijt auch befanntzugeben, wo, in welcher Zeit und zu welchen Tagesſtunden Stimmzettel vor dem SS 
Abſtimmungstage zur Entnahme aufliegen. Sr 
Die Bekanntmachung ſoll ſpäteſtens am dritten Tage vor dem Abſtimmungstag erfolgen. Ein Ge 

Abdruck der Bekanntmachung iſt dem Abſtimmungsvorſteher zur Benutzung bei der Abſtimmung aus⸗ s 
zuhändigen. , E: 
VII. Stimmabgabe. = 

ER 8 42. i 

Die Abſtimmungszeit richtet ſich nach § 44, die Herrichtung des Wahlraumes nach 8 46 der Br 
Volkstagswahlordnung. en. 
Je ein Abdruck der Abſtimmungsordnung und der von der Gemeindebehörde erlaffenen Bekanm⸗ E 
machungen nach 88 30 und 41 ift im Abſtimmungsraum auszulegen. É 
Die Stimmzettel find im Abſtimmungsraum in ausreichender Zahl bereitzuhalten. Sie ſind SC 

von dem Stimmberechtigten in einem mit amtlichem Stempel verſehenen Umſchlag, der kein Kennzeichen : 2 
haben darf, abzugeben. Die Umſchläge follen 12: 15 Zentimeter groß und aus undurchſichtigem Papier Ez: 
hergeſtellt fein; fie find in der erforderlichen Zahl bereitzuhalten. St 
Der Abſtimmungsvorſteher hat darüber zu wachen, daß die Stimmzettel während der Stimm⸗ Ger 

abgabe im Abſtimmungsraum ordnungsmäßig ausliegen und durch die Stimmberechtigten entnommen a 
werden können. Er fann ſich hierzu der Beihilfe eines Beiſitzers bedienen. EN f 


8 44. : 

Auf die Abſtimmungshandlung finden die Vorfchriften der 88 43—52 der Volkstagswahlordnung 
entſprechende Anwendung. 

VIII. Ermittelung und Prüfung des Abſtimmungsergebniſſes im Stimmbezirke. 
§ 45. 
Nach Schluß der Abſtimmung ift gemäß $ 59 der Volkstagswahlordnung zu verfahren. 
8 46. 

Nach der Zählung der Umſchläge und Abſtimmungsvermerke öffnet ein Beiſitzer die Umſchläge, 
nimmt die Stimmzettel heraus und übergibt ſie nebſt den Umſchlägen dem Abſtimmungsvorſteher, 
der die Eintragung, bei mehreren Fragen für jede Frage die Nummer und die zugehörige Eintragung, de 
laut vorlieſt und die gleichlautenden Stimmzettel nebſt den zugehörigen Umſchlägen je einem Beiſitzer 2 
zu geſonderter Aufbewahrung bis zum Ende der Abſtimmungshandlung übergibt. 


§ 47. 
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Ungültig ſind Stimmzettel, 


1. die nicht in einem amtlich abgeſtempelten Umſchlag oder die in einem mit einem Kennzeichen 
| verjehenen Umſchlag übergeben worden find; 
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. die nicht amtlich geliefert find; 
„die mit einem Kennzeichen verſehen find; 
die keine Eintragung enthalten; 
aus deren Inhalt der Wille des Abſtimmenden nicht unzweifelhaft zu erkennen ift; 
die außer dem amtlichen Aufdruck und den Worten Ja oder Nein einen Zuſatz enthalten; 
die im Falle eines Volksentſcheids über eine Meinungsverſchiedenheit zwiſchen Senat und 

Volkstag beide Fragen mit Ja oder beide Fragen mit Nein beantworten; 
8. denen irgend ein Gegenſtand beigefügt iſt. 
Mehrere in einem Umſchlag enthaltene Stimmzettel gelten als eine Stimme, wenn ſie gleichlautend 

ſind oder wenn nur einer von ihnen eine Eintragung enthält; andernfalls ſind ſie ungültig. 


8 48. 
Der Abſtimmungsvorſtand ſtellt durch Zählung der gleichlautenden Stimmzettel feſt, wieviel 
gültige Ja- und wieviel gültige Neinſtimmen auf jede Frage entfallen find, gibt die Zahlen laut bekannt 
und läßt ſie in die Niederſchrift eintragen. 


A E EH Em d 


8 49. 

Unmittelbar nach Ermittelung des Abſtimmungsergebniſſes hat der Abſtimmungsvorſteher das 
Ergebnis dem Abſtimmungsleiter auf ſchnellſtem Wege (Fernſprecher, Telegramm, Eilbote) mitzuteilen. 
In dieſer Mitteilung find die Fragen einzeln mit der auf fie gefallenen Zahl an Ja- und Nein⸗Stimmen 
anzugeben. Der § 57 Abſ. II der Volkstagswahlordnung findet entſprechende Anwendung. 
ba | § 50. 

Auf das weitere Verfahren finden die Vorſchriften der 88 58—63 der Volkstagswahlordnung 
entſprechende Anwendung. 


IX. Feſtſtellung des Abſtimmungsergebniſſes. 
751. 

Zur Ermittelung des endgültigen Abſtimmungsergebniſſes ſtellt der Abſtimmungsleiter auf Grund 
der Abſtimmungsniederſchriften aus den Stimmbezirken die Ergebniſſe der Abſtimmung in den einzelnen 
Stimmbezirken in einem Zählbogen zuſammen und beruft den Abſtimmungsausſchuß, ſobald der Eingang 
ſämtlicher Abſtimmungsniederſchriften zu erwarten ift. Er beſtimmt Zeit und Ort der Sitzung. 

Die Verhandlungen des Abſtimmungsausſchuſſes find öffentlich. 


8 52. 
In der Sitzung des Abſtimmungsausſchuſſes wird entſprechend § 65 der Volkstagswahlordnung 
5 1 e 58, 


Die für die einzelnen Fragen im ganzen Stimmkreis abgegebenen Ja- und Nein-Stimmen 


werden zuſammengezählt, Rechenfehler werden berichtigt. Sonſtige Bedenken ſind in der Niederſchrift 


zu vermerken. i e 8 54. 


Über die Verhandlungen des Abſtimmungsausſchuſſes iſt eine Niederſchrift aufzunehmen und 
von ſämtlichen Mitgliedern des Abſtimmungsausſchuſſes zu unterſchreiben. 

Die Vordrucke für die Niederſchrift über die Verhandlungen des Abſtimmungsausſchuſſes uud 
für die Hauptzuſammenſtellung werden vom Senat beftimmt, , 

Der Abſtimmungsleiter veröffentlicht das Geſamtabſtimmungsergebnis im Staatsanzeiger. 


X. Neue Abſtimmung und Wiederholung der P 


$ 55. 
Wird die ganze Abſümmung gemäß $ 32 des Geſetzes über den Volksentſcheid für ungültig 
erklärt, ſo ordnet der Senat eine neue Abſtimmung an. s 


| 
i 
j 


8 56. / 

Die neue Abſtimmung findet nach denſelben Vorſchriften ſtatt wie die erſte Abſtimmung. 

Für die neue Abſtimmung können dieſelben Stimmliſten oder Stimmkarteien verwendet werden 
wie für die erſte Abſtimmung. Sie ſind jedoch vorher zu berichtigen und neu auszulegen. 
XI. Schlußbeſtimmungen. l ; j 

8 57. ar eg a f 
Als Wohnort im Sinne dieſer Abſtimmungsordnung gilt der Ort, an dem der Stimmberechtigte 
(Eintragungsberechtigte) ſeinen Wohnſitz oder ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Ein nur für wenige 


Tage oder Wochen bemeſſener oder nur gelegentlicher Aufenthalt iſt kein gewöhnlicher Aufenthalt im 
Sinne dieſer Beſtimmung. eie Seen ee 


d 


8 58. 


Als ortsübliche Bekanntgabe der Gemeindebehörde im Sinne der Abſtimmungsordnung genügt 
die Veröffentlichung mittels Plakatanſchlag. ; 


8 59. 


Weibliche Stimmberechtigte (Eintragungsberechtigte) können zu Abſtimmungsleitern, Abſtimmungs⸗ 
vorſtehern, Schriftführern und Beiſitzern ernannt und berufen werden. Si 

Zuftändig für die Abgrenzung der Stimmbezirke ift der Senat. Zuſtändig für die Entſcheidung 
über Einſprüche gegen die Stimmliſten oder Karteien die Verſagung eines Stimmſcheins, die Ernennung 


der Abſtimmungsvorſteher und ihrer Stellvertreter und die Beſtimmungen des Abſtimmungsraumes iſt 
auf dem Lande der Landrat, in den Städten der Magiſtrat. ER RE 


8 61. i 

Den Abſtimmungsvorſtänden und dem Abſtimmungsausſchuß können für die Prüfung der Mb- 
ſtimmung, die Ermittlung des Abſtimmungs⸗ oder Eintragungsergebniſſes und die Herſtellung der 
Niederſchriften Beamte oder ſonſtige geeignete Perſonen als Hilfsarbeiter beigegeben werden. } 

Zuſtändig zur Beſtellung der Hilfsarbeiter bei den Abſtimmungsvorſtänden ſind die für die 
Ernennung der Abſtimmungsvorſteher zuſtändigen Behörden, für die Beſtellung der Hilfsarbeiter bei dem 
Abſtimmungsausſchuß der Abſtimmungsleiter. In dringenden Fällen kann die Beſtellung durch den 
Abſtimmungsvorſteher exfolgen. Be ; 

Die Hilfsarbeiter nehmen an der Beſchlußfaſſung nicht teil. 


H es 8 62. ` è . 
Soweit erforderlich, haben die Gemeinden zur Vornahme der Abſtimmung und zur Feſtſtellung 

des Abſtimmungsergebniſſes Räume in gemeindlichen Anſtalten und Gebäuden unentgeltlich zur Verfügung 

zu ſtellen. s 


Danzig, den 5. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
. Sahm. Dr. Frank. 
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Anlage 1. 


Zulaffungsantrag 
(nach den Së 3 und 4 des Geſetzes über den Volfsenticheid). 


An 
den Senat der Freien Stadt Danzig. 


Die unterzeichneten Stimmberechtigten erſuchen, ein Volksbegehren für folgenden Geſetzentwurf 
zuzulaſſen: Be ; | 
Entwurf eines Geſetzes 


Stand, Beruf 
oder Gewerbe 


Vorname 


Wohnung Bemerkungen 


Es wird hiermit beſtätigt, daß die unter den laufenden Nummerrrcnr ns 
eingetragenen Unterzeichner vorſtehenden Antrags ſtimmberechtigt find. 


(Unterſchrift) 


j 
2 
4 

d 
f 
| 

i. 
5 

> 
d 
3 
r, 
7 


e 2. 


e 
für ein Volksbegehren nach 8 1 Nr. 2 des Geſetzes über den Voltsentſcheid. 


Die unterzeichneten Gintengungsberetigten begehren, daß dem dann peoe Geſetzenmwunf 
unterbreitet werde: 
Entwurf eines Geſetzes 


FE REP kk kkkk kk „4444644 14 B4ũ ⁊—ũ b 41õũ g ũ1“?ꝛ 4332 ũ2ãh 4 4 k „ „„ R RhGthEr „f 44444 „44444444444 „„ „„ Ei 


Stand, Beruf 
oder Gewerbe 


Wohnung 


Es wird beſcheinigt, 
1. daß vorſtehende Eintragungsliſte Unterfehriften enthält, 
2. daß die Eingetragenen am Tage der Eintragung eintragungsberechtigt waren und in 
der Gemeinde ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hatten oder ae 
ſcheine übergeben haben. 


S4%•%ͤͤ%é„*i „d N e 


(Unterſchrift). 


98% 
rage) 


kann hie agabe dieſes einagmngsſhens in einer Beige Gemeine ſich in bie Cintvogunga 
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478 b Verordnung ; 
über Tenerungszulagen in der Augeſtelltenverſicherung. Vom 9. 10. 1923 


Auf Grund des Artikels I der Verordnung über Teuerungszulagen in der Invaliden⸗ und 
Angeſtelltenverſicherung vom 2. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1006) wird folgendes verordnet: 


Für den Monat Oktober beträgt der monatliche Teuerungszuſchuß 


i 


pe Ar E N, KA SE 9 KE e 
H d * e De Du ae D 2 


E 


heim dd. ae 100 Millionen Mk. 
bei den Witwen- und Witwerrenten. 60 S s 
bei den Waiſenrenten 5 80 EN d 
Die bisherigen Teuerungszuſchüſſe fallen weg. 
z Danzig, den 9. Oftober 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 
479 Vierte Verordnung 


über Gehaltsklaſſen in der Angeftelltenverficherung. Vom 9. 10. 1923. 


Auf Grund des Artikels IV des Geſetzes über Anderung des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte 
und der Reichsverſicherungsordnung vom 30. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 927) wird folgendes verordnet: 


Artikel J. - 

Mit Wirkung vom 1. Oktober 1923 werden in den Gehaltsklaſſen 40 bis 50 nach den Her- 
ordnungen über Angliederung neuer Gehaltsklaſſen in der Angeſtelltenverſicherung vom 7. September 
und 2. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 958 und 1004) die Jahresarbeitsverdienſte, die Beiträge und der 
Geldwert der Beitragsmarken verzehnfacht. ; S 

Hiernach betragen in : 


Jahresarbeitsverdienſt 
Gehalts- user EN Monatsbeitrag 
klaſſe von mehr als bis zu 
Mark Mark 
40 14,4 Milliarden] 18 Milliarden] 1,2 Milliarden | 1,5 Millarden 50 Millionen 
41 18 S > 2 18 Ze 2 E 8 
42 24 H 36 n 2 ER 3 n 93. H 
43 36 x 43 EEN 3 > 4 $ 1 
44 48 i 80 „ 4 x 5 € 168 „ 
45 6⁰ E Burn 5 8 7 e 24 „ 
46 8⁴ 4 2 =; 7 $ I n 816 % 
47 120 $ 189 10 7 15 ? 466 „ 
48 180 9 „ 15 x 20 ? 6522 „ 
49 240 i 300 z 20 S 25 8 888 „ 
50 300 e 25 e 1024 „ 


Artikel II. 
Mit Wirkung vom 1. Oktober 1923 gilt für Verſicherte, deren Jahresarbeitsverdienſt den Betrag 
von 14,4 Milliarden Mark nicht erreicht, die Gehaltsklaſſe 36 nach der Verordnung vom 7. September 1923 
(Geſetzbl. S. 958). Die Beiträge und der Geldwert der Beitragsmarken in dieſer Klaſſe werden aber 
mit Wirkung vom 1. Oktober 1923 verzehnfacht. ) 


k 
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Hiernach beträgt bei einem Jahresarbeitsverdienſt von weniger als 14,4 Milliarden Mark 
(NMonatsentgelt 1,2 Milliarden Mark) der Monatsbeitrag 12280000 Mark. 
Artikel III. 
Auch für Beitragszeiten vor dem 1. Oktober 1923 werden nur Beitragsmarken nach Maßgabe 


dieſer Verordnung verkauft. 
Artikel IV. 


Die Regelung der Steigerungsbeträge für die neuen Gehaltsklaſſen bleibt vorbehalten. 
Danzig, den 9. Oktober 1923. l 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


480 Verordnung 
über Verſicherungspflicht in der Angeſtelltenverſicherung. Vom 9. 10. 1923. 

Auf Grund des E 1 a des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte in der Faſſung des Geſetzes 
über Anderung des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte und der Reichsverſicherungsordnung vom 
14. Februar 1923 (Geſetzbl. S. 257) wird folgendes verordnet: 

i 8 1. 

Vorausſetzung der Verſicherung nach 8 1 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte ift, daß der 

Jahresarbeitsverdienſt 400 Milliarden Mark nicht überſteigt. 
§ 2. 

Für Angeſtellte, die mit einem Jahresarbeitsverdienſt von mehr als 12 Milliarden Mark auf 
Grund dieſer Verordnung verſicherungspflichtig werden, gelten die Beſtimmungen der $ 3 bis 5 der 
Verordnung über Verſicherungspflicht in der Angeſtelltenverſicherung vom 23. Februar 1923 (Geſetzbl. 
S. 324). 

§ 8. ; 


Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1923 in Kraft und an die Stelle der 
Verordnung vom 2. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1006). 


Danzig, den 9. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


481 Verordnung 
zur Anderung der Poſtſcheckordnung. Vom 10. 10. 1923. 


Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des 8 10 
des Poſtſcheckgeſetzes wird die Poſtſcheckordnung vom 13. Mai 1921 (Geſetzbl. S. 53 ff.) wie folgt geändert: 
1. Im 8 3 Abſ. I Satz 1 wird ſtatt „10 Milliarden Mark“ geſetzt: 20 Milliarden Mark. 
2. Im 8 8 Abſ. I wird ſtatt „10 Milliarden Mark“ geſetzt: 20 Milliarden Mark. 
3. Im 8 9 Abſ. I wird ſtatt „25 Milliarden Mark“ geſetzt: 50 Milliarden Mark. 
4. Im 8 9 an X Unterabſ. 1 Satz 1 wird ſtatt „10 Milliarden Mark“ geſetzt: 20 Milliarden Mark. 
5. Im § 9 Abſ. X Unterabſ. 2 Satz 1 wird ſtatt „10 Milliarden Mark“ geſetzt: 20 Milliarden Mark. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 10. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Förſter. 


Verordnung 0 
zur Anderung der Poſtordnung. Vom 10. 10. 1923. 
Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des 8 50 
des Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichsgeſetzbl. S. 347) 
wird die Poſtordnung vom 23. Dezember 1921 (Geſetzbl. S. 277 ff.) wie folgt geändert: 
1. Im 8 7 „Drucksachen“, Abſ. XIII, erhält der 1. Satz folgende Faſſung: 
Für Blindenſchriftſendungen wird ohne Rückſicht auf das Gewicht eine feſte Gebühr erhoben. 
Sodann iſt im letzten Satz ſtatt „durch 1000 teilbare Markſumme“ zu ſetzen: 
durch 100 000 teilbare Markſumme 
2. Im 8 14 „Wertſendungen“, Abſ. II, iſt im 1. Satz ſtatt „in vollen Markbeträgen⸗ zu ſetzen: 
in vollen Tauſendmarkbeträgen 
8. Im $ 18 „Poſtaufträge“, Abſ. I, letzter Satz ift ſtatt „auf volle Markbeträge“ zu ſetzen: 
auf volle Tauſendmarkbeträge 
4. Im 8 19 „Nachnahmeſendungen“, Abſ. I, ift im 1. Satz ſtatt „auf volle Markbeträge“ zu ſetzen: 
auf volle Tauſendmarkbeträge 
5. Im 8 20 „Poſtanweiſungen“, Abſ. III, ift im 2. Satz ſtatt „auf volle Markbeträge“ zu ſetzen: 
auf volle Tauſendmarkbeträge 
6. Im 8§ 21 „Poſtkreditbriefe“, Abſ. I, ift im 1. Satz ſtatt „bis zum 20 000 fachen Betrage der 
jeweiligen Gebühr für einen einfachen Fernbrief zu ſetzen: 
bis zum Meiſtbetrag eines Poſtſchecks 
7. Im 8 28 „Zeitungsvertrieb“ erhält der Abſ. II folgende Faſſung: 
Die Poſtanſtalten nehmen Beſtellungen auf die Zeitungen für die Dauer eines Monats entgegen. 
8. In demſelben § (28) erhält der Abſ. IV folgende Faſſung: 

Bei der Beſtellung einer Zeitung iſt der Bezugspreis zunächſt in der zu dieſem Zeitpunkt 
bekannten Höhe zu entrichten. Im Laufe der Bezugszeit von den Verlegern geforderte Nad- 
zahlungen haben die Bezieher bei Vermeidung der Einſtellung der Zeitungslieferung zu leiſten. 
Iſt irrtümlich ein zu hoher Bezugspreis erhoben worden, ſo wird dem Bezieher der zuviel gezahlte 
Betrag zurückgegeben. 

H. In demſelben § (28) erhält der 1. Satz des Abſ. V folgende Faſſung: 

Anderungen der Bezugsbedingungen (Benennung der Zeitung, Grundpreis, Bezugszeit, 

Erſcheinungsweiſe, Verlagsart) ſind nur zum 1. jeden Monats zuläſſig. 
10. In demſelben 8 28) erhält der Abſ. VII folgende Faſſung: 

Dem Verleger iſt geſtattet, Beſtellungen für die von ihm gewonnenen Bezieher ſowie von 
Tauſch⸗ und Freiſtücken als Verlagsſtücke gegen Entrichtung der für den Poſtvertrieb der Zeitungen 
feſtgeſetzten Gebühren bei der Verlags⸗Poſtanſtalt anzumelden. b 

11. In demſelben $ (28) erhält der 2. Satz des Abſ. VIII folgende Faſſung: 

Die endgültige Abrechnung mit dem Verleger erfolgt vierteljährlich nachträglich, uud zwar 
im April, Juli, Oktober und Januar. 

12. Im § 38 „An wen die Sendungen auszuhändigen find“, Abſ. VII, iftim 1. Satz hinter „nebſt 
den Geldbeträgen (§ 20, J“ einzuſchalten: 

„Nachnahme- und Poſtauftragspoſtanweiſungen (8 18, X und 19, III) bis zum Fünffachen 

a des für Poſtanweiſungen feſtgeſetzten Meiſtbetrags 
Sodann ift in demſelben Satz hinter „erwachſenes Familienglied“ einzuschalten: 
des Empfängers 
13. Im § 49 „Verkauf von Wertzeichen“, Abſ. I, ift im 2. Satz Datt „unter Aufrundung auf volle 
Markbeträge nach oben“ zu ſetzen: 
nötigenfalls unter Aufrundung auf volle Tauſendmarkbeträge 
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14. In demſelben § (49) ift Se Abſ. III zu ſtreichen. Die folgenden Abſ. IV und V erhalten die 
Nummer III und IV. 

15. In der „Überſicht über die poſtordnungsmäßigen Gebühren“ — Anlage zur Poſtordnung $ 1, IV — 
find nachſtehende! Anderungen vorzunehmen: 

E: a) unter Nr. 1 hat die Eintragung in Spalte 2 zu lauten: : 

WC" Blindenſchriftſendungen bis zum Meiſtgewicht von 5 kg — 

Ferner iſt in Spalte 5 an zwei Stellen zu ſetzen ſtatt: 

„10 000“: 100 000 


* b) Unter Nr. 23 „Zeitungszuſtellgeld“ erhält der Wortlaut folgende Faſſung: 

E 23 Zeitungszuſtellgeld 36, 

= a) bei monatlich einmaligem VII Zu a) Van der jeweils am 1. des 
KS oder ſeltenerem Erſcheinen BE Vormonats geltenden einfachen 
E b) bei wöchentlich einmaligem | a Fernbriefgebühr, auf 1000 M ne Pr 
Bir - oder ſeltenerem Erſcheinen e aufzurunden. 1923 E 
= e) für jede weitere Ausgabe | mona e Zub) und c) je das Doppelte 
E 4 in der Woche der Gebühr zu a). 

RK: Zuſtellgeld für Sammelüberweiſungen von | 36, 

e Zeitſchriften VII i ; 
Bes ` d) bei monatlich einmaligem] monatlich Zu d) tio der Gebühr zu 23 a) [vom 1. No- 
E oder ſeltenerem Erſcheinen für Tee : 1 vember 
Be; Bar è angemeldete 
1 e) bei häufigerem Erſcheinen Stück Zu e) ½ ider Gebühr zu 23 b) 1923 an. 


Vorſtehende Anderungen treten mit dem Tage der Verkündung in Kraft mit "ep der 
Anderung unter 15 b, die vom 1. November 1923 an gilt. 


E S Danzig, den 10. Oktober 1923. 


El 
Be: Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
f Sahm. Förſter. 

483 Zweite Verorduung 


zur Eutlaſtung der Gerichte. Vom 11. 10. 1923. 


Auf Grund des Artikel V des Geſetzes zur weiteren Entlaſtung der Gerichte vom 6. Juni 1923 
(Geſetzblatt Seite 629) wird verordnet: 8 
Artikel J. 
Die im Gerichtsverfaſſungsgeſetze beſtimmten Summen werden erhöht: 
die im § 23 Nr. 1 beſtimmte Summe auf 500 000 000 Mark, 
die in dem § 27 Nr. 4, 5, 6, 7, Ta und dem s 28 beſtimmten Summen auf 
2 Milliarden Mark. 
Artikel II. 
In der Zivilprozeßordnung wird die 
im $ 709 Nr. 4 beſtimmte Summe auf 500 000 000 Mark 


Artikel III. 
Die in der Bekanntmachung zur Entlaſtung der Gerichte (Reichsgeſetzbl. 1915 Seite 562; 1916 
Seite 393; Danziger Geſetzblatt 1921 Seite 211; 1922 Seite 539, 1923 Seite 629, 836 beſtimmten 
Summen werden erhöht: 
die in den §§ 20, 22 beſtimmten Summen auf 50 000 000 Mark, 
die im $ 21 beſtimmte Summe auf 15 000 000 Mark. 


erhöht. 
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Artikel IV. Á ? 
Dieſe Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. Die Zuläſſigkeit eines 
Rechtsmittels gegen die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung verkündeten oder von Amts wegen 
zugeſtellten Entſcheidungen richtet fiğ nach den bisherigen Vorſchriften. 
Danzig, den 11. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


484 Verordnung 
betreffend Erhöhung der Erwerbsloſeu⸗Unterſtützung. Vom 10. 10. 1923. 
Auf Grund des 8 16 des Geſetzes, betreffend Erwerbsloſen⸗Fürſorge vom 28. März 1922 (Geſetzbl. 
Seite 91) wird in Abänderung der Verordnung vom 3. Oktober 1923 folgendes beſtimmt: 


Die Höchſtſätze der Erwerbsloſen⸗Unterſtützung betragen in der Woche vom 10. Oktober bis 
16. Oktober 1923 wochentäglich: 


1. für männliche Perſonen: ; Millionen: 
a) über 21 Jahre, ſofern fie nicht im Haushalt eines anderen leben. 220 
b) über 21 Jahre, ſofern ſie in dem Haushalt eines anderen leben 180 
JJͤõöVoé ß dd 130 
2. für weibliche Perſonen: 
a) über 21 Jahre, ſofern fie nicht im Haushalt eines anderen leben 180 
b) über 21 Jahre, ſofern ſie in dem Haushalt eines anderen leben 150 
0 d EE 100 
3. als Familienzuſchläge für: ; = 
EE DER ð K ͤ TTT 80 
b) die Kinder und fonftige unterſtützungsberechtigte Angehörige . . . 22...» 65 


Danzig, den 10. Oftober 1923, 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


Verordnung ; 
betreffend Feſtſetzung der Schlüſſelzahl für den Telegraphen⸗ und Fernſprechverlehr. 
Vom 10. 10. 1923. 


Auf Grund des Geſetzes über Poft- Poſtſcheck und Telegraphengebühren vom 23. Auguſt 1923 


(Geſetzbl. S. 883) und des Fernſprechgebührengeſetzes vom 23. Auguſt 1923 (Geſetzbl. S. 887) wird 
nachſtehende Verordnung erlaſſen: 


Vom 11. Oktober 1923 an beträgt die Schlüſſelzahl für den Telegraphen: und Fernſprechverkehr 
200 Millionen. 


| Die Verordnung betreffend Feſtſetzung der Schlüſſelzahl vom 1. Oktober 1923 Geſetzbl. S. 1007) 
tritt gleichzeitig außer Kraft. ` 


Danzig, den 10. Oktober 1923. 


Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. ` 
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Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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